
 

 

 

Gemeinsame Erklärung zur Legislaturperiode 2024-2029 

Für Frieden und DemokraƟe in Europa 
Die EU ist ein Friedensprojekt und muss als solches gestärkt werden. Wir gestalten 
europäische PoliƟk konstrukƟv und wissensbasiert mit. 

DemokraƟe und Rechtstaatlichkeit sind Voraussetzung für ein friedliches, sozial gerechtes 
und freiheitliches Zusammenleben. Sie sind die Grundlage, um unser gesellschaŌliches Leben 
miteinander zu gestalten. 

Die Ängste und Sorgen in der Bevölkerung müssen ernst genommen werden. Die PoliƟk muss 
Menschen, die sich abgehängt fühlen, dazu befähigen, an demokraƟschen Prozessen auf EU-
Ebene teilzunehmen.  

Um Frieden und DemokraƟe zu sichern, brauchen wir eine starke SozialpoliƟk und eine 
lebendige ZivilgesellschaŌ. 

In der Legislaturperiode 2024-2029 muss die Europäische Union daher prioritär: 

- Die Europäische Säule sozialer Rechte vollumfänglich umsetzen. 
- Rechtsverbindliche EU-weite Mindeststandards für Grundsicherungssysteme in allen 

Mitgliedstaaten einführen. 
- Wirtschaftliche und soziale Unterschiede weltweit und innerhalb Europas abbauen 

und zivilgesellschaftliche Strukturen schützen. Die Europäische Kohäsionspolitik und 
insbesondere der Europäischen Sozialfonds sind dafür eine unabdingbare Grundlage 
und müssen im Rahmen der anstehenden Haushaltsverhandlungen gestärkt werden. 

- Ein menschenwürdiges Asylsystem aufbauen und den Zugang zu individuellem 
Flüchtlingsschutz jederzeit gewährleisten. Legale Migrationswege müssen ausgebaut 
und die positiven Erfahrungen aus der Anwendung des Temporären Schutzstatus 
genutzt werden. 

- Den Europäischen Green Deal konsequent und sozial gerecht umsetzen Dies 
beinhaltet auch eine ambitionierte Ausgestaltung von Energieeffizienz-Vorgaben. Die 
Klimakrise muss als Ursache humanitärer Krisen weltweit bekämpft werden.  

- Finanzmittel der humanitären Hilfe kontinuierlich und zweckungebunden 
bereitstellen. 

 

Die Antwort auf Krisen unserer Zeit muss mehr, nicht 
weniger Solidarität sein! 


